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Aus der Gemeinderatssitzung vom 19.01.2026 

 

Teilnahme der Gemeinde Vogt bei der Zukunftskommune der Energieagentur 

Oberschwaben 

Die Gemeinde Vogt hat sich über viele Jahre beim European Energy Award (eea) 
beteiligt, einem vom Umweltministerium Baden-Württemberg bezuschussten 
Qualitätsmanagementsystem und Zertifizierungsverfahren, mit dem die 
Klimaschutzaktivitäten der Kommune erfasst, bewertet und regelmäßig überprüft 
werden. Zum 31.12.2025 wurde der eea eingestellt. Die Energieagentur 
Oberschwaben hat bereits in den vergangenen Monaten eine Alternative erarbeitet in 
Form der so genannten „Zukunftskommune“. In der Gemeinderatssitzung stellte Herr 
Walter Göppel, Geschäftsführer der Energieagentur Oberschwaben, das Modell der 
„Zukunftskommune“ vor. Dabei soll der Grundgedanke und die Zielsetzung des eea 
fortgeführt werden, jedoch in schlankerer Form, praxisorientierter, mit deutlich 
geringerem bürokratischem Aufwand. Im Vorfeld war das Energieteam über das 
Modell „Zukunftskommune“ informiert worden und hatte dem Gemeinderat die 
Teilnahme empfohlen. Einstimmig stimmte der Gemeinderat der Teilnahme der 
Gemeinde Vogt bei der Zukunftskommune der Energieagentur Oberschwaben zu. 

 
Einbahnstraßenregelung in der Kirchstraße – dauerhafte Einrichtung oder 

Wiederherstellung der früheren Regelung mit Verkehr in beide Fahrtrichtungen 

Seit Mitte September 2025 war in der Kirchstraße versuchsweise eine Einbahnstraße 
eingerichtet. Parallel dazu erfolgte eine Gestaltung der Kirchstraße durch 
Leihmobiliar des Landes. Diese Möblierung wurde bereits Anfang Dezember 
abgebaut, da die Leihfrist endete und nicht verlängert werden konnte. Die 
Einbahnstraßenregelung galt noch. Hierüber wurde regelmäßig im Mitteilungsblatt 
und auf der Homepage berichtet. In der jetzigen Sitzung befasste sich der 
Gemeinderat damit, ob die Einbahnstraßenregelung auf Dauer bleiben oder die 
frühere Regelung mit Verkehr in beide Fahrtrichtungen wiederhergestellt werden soll. 
Nach eingehender Beratung wurde einstimmig beschlossen, die frühere Regelung 
mit Verkehr in beide Fahrtrichtungen wiederherzustellen. Des Weiteren wurde 
beschlossen, die Erarbeitung eines Möblierungskonzeptes im Rahmen der Erstellung 
des Gemeindeentwicklungskonzeptes, die in der Sitzung vom 10.12.2025 
beschlossen wurde, aufzugreifen. Die Verwaltung wurde zudem beauftragt, darauf 
hinzuwirken, dass die Kirchstraße nicht mehr vom Busverkehr genutzt wird. 
Wir haben über diese Beratung und den Beschluss des Gemeinderats im 
Mitteilungsblatt vom 29.01.2026 bereits ausführlich informiert. Hierauf wird 
verwiesen. 

 
Barrierefreier Umbau der Bushaltestelle Ravensburger Straße 

Das Regierungspräsidium Tübingen hat der Gemeinde mitgeteilt, dass eine 
Fahrbahndeckenerneuerung im Zuge der Landesstraße 325 in der Ortsdurchfahrt 
von Vogt in den nächsten Jahren durchgeführt werden soll. Dies betrifft den 
Straßenabschnitt zwischen der Einmündung Höferwiesen und dem Kreisverkehr. 
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Nach derzeitigem Stand ist diese Fahrbahndeckenerneuerung für 2027 oder 2028 
angedacht. Das Regierungspräsidium hat die Gemeinde um Mitteilung gebeten, ob in 
diesem Straßenabschnitt Tiefbauarbeiten vorgesehen sind, die zuvor gemacht 
werden sollten. Hierzu kommt neben Leitungsmaßnahmen die Frage, ob in diesem 
Zuge die Bushaltestelle Ravensburger Straße barrierefrei umgebaut werden soll. 
Diese Überlegung wurde auch im Rahmen des Fußverkehrschecks und dem Projekt 
„Qualitätserfassung von Ortsmitten in Baden-Württemberg“ angesprochen, an denen 
die Gemeinde 2023/2024 teilgenommen hatte. Sofern dies erfolgen soll, muss 
bereits zum jetzigen Zeitpunkt mit Planungen begonnen werden, damit die 
Maßnahme rechtzeitig (vor bzw. im Zuge der Fahrbahndeckenerneuerung) 
durchgeführt werden könnte. Um fristgerecht Förderanträge einreichen zu können, 
wurde im Zuge der Honoraranforderung eine erste Kostenschätzung eingeholt und 
diese zur Kenntnis gegeben. Diese beläuft sich (ohne Förderung) auf ca. 504.000 €. 
Angesichts dieses Betrages wurde die Umbaumaßnahme hinterfragt. Gleichzeitig 
wurde die Chance, es jetzt im Zuge der Fahrbahnsanierung mitzumachen, als sehr 
sinnvoll erachtet. Der Gemeinderat stimmte bei zwei Gegenstimmen dem 
barrierefreien Umbau der Bushaltestelle zu. Die Maßnahme soll in Abstimmung mit 
dem Regierungspräsidium im Zuge der Fahrbahnsanierung erfolgen. Ein 
Planungsauftrag wurde auf der Grundlage des vorliegenden Honorarangebots an 
das Ingenieurbüro RSI erteilt. Die Verwaltung wurde beauftragt, die entsprechenden 
Förderanträge zu stellen und Kosteneinsparpotenziale zu prüfen. 
 
Sanierung kommunaler Sportstätten – Billigung der Teilnahme am 

Projektaufruf 

Das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung hat den Projektaufruf für die 
Sanierung kommunaler Sportstätten gestartet. Um hier einen Antrag stellen zu 
können, muss ein Mindestvolumen von 500.000 € erreicht werden. Für die Gemeinde 
kommt in Betracht, dieses Volumen durch eine Kombination von Maßnahmen in den 
Hallen (Sirgensteinhalle und Allgäutorhalle), die in der mittelfristigen Finanzplanung 
vorgesehen wären, zu erreichen. Für eine Interessensbekundung / Antragstellung ist 
ein förmlicher Gemeinderatsbeschluss vorzulegen. Dieser Beschluss wurde 
einstimmig gefasst. Ob eine Aufnahme in das Programm tatsächlich erfolgt, kann 
noch nicht gesagt werden. 
 
Feststellung der Jahresrechnung 2024 

Gemäß der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) ist von der 
Gemeinde eine Jahresrechnung (Jahresabschluss) aufzustellen. In der 
Jahresrechnung ist das Ergebnis der Haushaltswirtschaft nachzuweisen. Die 
Jahresrechnung ist durch einen Rechenschaftsbericht zu erläutern. Die 
Jahresrechnung muss vom Gemeinderat förmlich festgestellt werden. Kämmerer 
Niklas Schmeinck erläuterte die Zahlen und Ergebnisse. Diese waren u. a. 
beeinflusst durch die Verschiebung / Verzögerung von Maßnahmen sowie durch 
Sondererlöse (Bauplatzverkäufe Baugebiet „Damooserweg-Küchel“). Die 
Jahresrechnung wurde einstimmig vom Gemeinderat beschlossen. Sie wurde bereits 
im Mitteilungsblatt vom 22.01.2026 bekanntgemacht. 
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Zustimmung zur Annahme von Spenden, Schenkungen und ähnlichen 

Zuwendungen 

In der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg ist geregelt, dass in bestimmten 
Fällen eine förmliche Zustimmung des Gemeinderats für die Annahme von Spenden, 
Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen erforderlich ist. Einstimmig wurde der 
Annahme der Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen zugestimmt. 
 


